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Das Unglück der Costa Concor-
dia wird die italienische Jus-
tiz noch lange beschäftigten.

Bei der Havarie des Kreuzfahrt-
schiffs Mitte Januar vor der toskani-
schen Küste starben 32 Menschen –
entsprechend groß ist der Wunsch
der Angehörigen nach Vergeltung.
Die Schiffsbesatzung und die Reede-
rei sollten mit dem Schlimmsten
rechnen: Die Strafen und Schadens-
ersatzzahlungen könnten hoch aus-
fallen. Italien verfügt über eines der

strengsten Arbeitssicherheitsge-
setze in Europa.

Zuletzt musste das der deutsche
Italienchef von Thyssen-Krupp, Ha-
rald Espenhahn, erfahren. 300 Sei-
ten umfasste die Entscheidung, in
der ihn ein Turiner Schwurgericht
wegen bedingt vorsätzlicher Tö-
tung zu 16,5 Jahren Haft verurteilte.
2007 kamen im Turiner Werk von
Thyssen-Krupp Acciai Speciali
Terni sieben Menschen bei einem
Feuer ums Leben. Espenhahn soll
in dem Werk nicht genug in die
Brandsicherheit investiert haben.
Er hat gegen das Urteil Berufung
eingelegt.

„Laut dem Turiner Urteil hat die
Thyssen-Krupp-Geschäftsleitung
angesichts der geplanten Schlie-
ßung des Werkes jahrelang die Au-
gen vor gravierenden Sicherheits-

und Organisationsmängeln ver-
schlossen“, sagt Rechtsanwalt Karl
von Hase, Partner bei GSK Stock-
mann und Kollegen. „Das reicht
von maroden, brandgefährdeten
Produktionsanlagen über funktions-
untüchtige Feuerlöscher bis hin zu
fehlender Brandbekämpfungsaus-
bildung des Personals.“

Die Parallelen zum Costa-Concor-
dia-Unglück sind offensichtlich: An-
geblich nicht funktionstüchtige Ret-
tungsboote, eine schlecht ausgebil-

dete, zusammengewürfelte Besat-
zung, wagemutige Manöver vor der
Insel Giglio und ein fahnenflüchti-
ger Kapitän – die Liste der Vor-
würfe gegen Crew und Reederei ist
lang.

„Italien kämpft seit jeher mit vie-
len Unfällen in der Arbeitswelt“,
sagt der auf italienisches Arbeits-
recht spezialisierte Anwalt Mario
Prudentino, Partner bei Pruden-
tino & Rhein. „Die Rechtsprechung
steuert durch strenge Urteile ge-
gen. Verurteilungen von drei bis
fünf Jahren Haftstrafe sind nicht sel-
ten.“ Der Strafrahmen sei wesent-
lich höher als in Deutschland.

In Italien erfasst das Compliance-
Gesetz seit 2008 auch Verstöße ge-
gen die Arbeitssicherheit. Konse-
quenz sind neben der zivilrechtli-
chen Haftung weitreichende Sank-
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S cheidungsberatung im Su-
permarkt? Testament aufset-
zen an der Wursttheke? Was
in Deutschland unvorstell-

bar ist, könnte in Großbritannien
Wirklichkeit werden. Dort dürfen
sich seit Jahresanfang Branchen-

fremde in Kanzleien einkaufen. Wo
das hinführt, zeigt Quality Solici-
tors. Das Anwaltsnetzwerk hat sich
mit dem Buch- und Zeitschriften-
händler WH Smith verbündet. In
dessen rund 1 100 Niederlassungen
sollen nach und nach sogenannte
„Legal Access Points“ entstehen.

Mit der Öffnung des Marktes für
Finanzinvestoren verfolgt die Poli-
tik mehrere Ziele: Sie soll den Zu-
gang zum Recht erleichtern und die
Beratungskosten für einkommens-
schwache Bürger senken. Damit
steht der britische Anwaltsberuf
vor tiefgreifenden Veränderungen.

Quality Solicitors ist nur ein Bei-
spiel. Die Anwaltskette Legal 365
etwa will in Innenstädten reihen-
weise „Law shops“ eröffnen. Die
Handelskette Co-operative Group
hat angekündigt, unter der Marke
Co-op ein Kanzlei-Franchisesystem
aufzubauen und Rechtsdienstleis-
tungen in konzerneigenen Bankfilia-
len anzubieten. Sozietäten wie Ir-
win Mitchell wollen die Umwand-
lung in eine „Alternative Business
Structure“ und das eingeworbene
Fremdkapital nutzen, um kleine So-
zietäten aufzukaufen.

Hierzulande steht die Branche der
Marktöffnung auf der Insel skep-
tisch gegenüber: „Als deutsche
Kanzlei beobachten wir diese Ent-
wicklung aufmerksam. Es ist nicht
auszuschließen, dass sich britische
Wettbewerber durch die Aufgabe
des Fremdbesitzverbots Wettbe-
werbsvorteile verschaffen kön-
nen“, warnt Rechtsanwalt Andreas
Urban.

Der Managing Partner von Heu-
king Kühn Lüer Wojtek hat länder-
übergreifende Transaktionen im
Blick, bei denen deutsche und briti-
sche Kanzleien miteinander konkur-
rieren. „Mit frischem Geld kann
man zum Beispiel ganze Anwalts-
teams einkaufen oder über längere
Zeit Rechtsdienstleistungen unter
Preis anbieten“, sagt Urban. „Daher
sehe ich die Reform in Großbritan-
nien als Bedrohung an – allerdings
nicht aktuell, sondern mittelfristig,
und eher im Marktsegment der in-
ternationalen Spitzenkanzleien.“

Nach deutschem Berufsrecht gilt
für Branchenfremde ein strenges

Den Verantwortlichen der „Costa Concordia“
Verstöße gegen die
Arbeitssicherheit werden
in Italien hart geahndet.
Manager müssen mit
Haftstrafen rechnen.

Neue Allianzen unter den Anw

Seit Jahresanfang können in England und
Wales auch Branchenfremde
Mehrheitsgesellschafter einer Kanzlei
werden. Deutsche Anwälte warnen vor
Wettbewerbsverzerrung.

Marcus Creutz
Garmisch

Der britische Rechtsimperia-
lismus hat wieder in
Deutschland zugeschlagen.

Nachdem die britische Limited
der GmbH schon vor Jahren den
Rang abgelaufen und den Gesetz-
geber gezwungen hat, eine Mini-
GmbH zu schaffen, hecheln wir
nun erneut einem britisch-anglo-
amerikanischen Trend hinterher:
der Limited Liability Partnership,
kurz LLP. In diese Gesellschafts-
form sind viele deutsche Kanz-
leien geflüchtet, um der persönli-
chen Haftung im Fall einer Falsch-
beratung zu entgehen. Auch Fir-
men wählen die LLP, etwa um die
Mitbestimmung auszuschließen.

Deshalb haben die Anwaltsver-
bände und die wenigen noch in
der Form der Partnerschaftsgesell-
schaft verbliebenen deutschen
Großkanzleien Druck auf die Re-
gierung ausgeübt, eine Antwort
zu geben. Die hat das Bundesjus-
tizministerium nun mit der Part-
nerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaftung auf den
Gesetzgebungsweg gebracht.

Bundesjustizministerin Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger
preist die Alternative zur LLP, die
Anwaltsverbände reklamieren
eine erfolgreiche Lobbyarbeit für
sich. Doch das ist nur die halbe
Wahrheit. Denn tatsächlich lässt
sich Deutschland erneut vom briti-
schen Welthandelsrecht treiben,
muss reagieren und kleinbeige-
ben. Vor allem aber zersplittert
das deutsche Recht mit jeder
neuen Gesellschaftsform weiter.

Der Politik fehlt das Rezept

Kein Politiker hat derzeit ein Re-
zept, um das hiesige gegen das
britsche oder angloamerikani-
sche Recht zu positionieren. Abge-
sehen von Nischen wie Patent-
streitigkeiten, in denen der Stand-
ort Deutschland Weltklasse ist,
hinkt das Justizwesen der Globali-
sierung hinterher.

Dabei gibt es im britischen
Rechtskreis Schwachstellen. Dazu
gehören hohe Rechtsverfolgungs-
kosten und lange Verfahrenszei-
ten infolge ausufernder Beweisre-
geln. Deutschland könnte durch-
aus in wenigen Jahrzehnten zum
Rechtsstandort von Weltrang wer-
den. Dafür müsste der Staat aber
Milliardenbeträge investieren.

Das würde sich angesichts der ho-
hen Streitwerte, die internationale
Wirtschaftsprozesse einspielen, loh-
nen. Der Befund jedoch ist ernüch-
ternd: Die Bundesländer geben für
die Justiz pro Bürger und Jahr nur
rund fünf Euro aus. Das reicht
nicht, um neue Technologien anzu-
schaffen und mehr qualifiziertes
Personal einzustellen. Solange das
so bleibt, werden die Briten ihr
Image als die besseren Rechtskauf-
leute leicht verteidigen können.

Votum
Deutschland
hechelt dem
britischen Recht
hinterher

Bedrohung für Spitzenkanzleien

Mitarbeiterinnen von Quality Solicitors:Das Anwaltsnetzwerk nutzt Zeitschriftenläden als Vertriebsweg.
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„Die deutschen
Unternehmerwissen
häufig gar nicht, wie
streng die Gesetze in
Italien sind.“
Karl von Hase
GSK Stockmann und Kollegen
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tionen gegen das betroffene Unter-
nehmen, etwa Geldbußen von bis
zu 1,5 Millionen Euro, unbegrenz-
ter Vermögensverfall zur Gewinnab-
schöpfung, zeitweilige Gewerbever-
bote oder die Rückforderung von
Beihilfen. „Deutsche Unternehmer
wissen oft gar nicht, wie streng die
Gesetze in Italien sind“, sagt Rechts-
anwalt von Hase.

Straffe Compliance-Vorschriften

Die Hürden für einen Freispruch
sind hoch. Hatte der Täter eine lei-
tende Stellung inne, besteht eine
Beweislastumkehr zum Nachteil
der Firma. Sie muss nachweisen,
dass im Vorfeld eine sachgerechte
Compliance-Organisation mit Prä-
ventionsmechanismen etwa bei der
Arbeitssicherheit bestanden hatte.

Das Justizsystem in Italien folgt

zwar harten Gesetzen, gilt aber
gleichzeitig als marode und schwer-
fällig. Mehrere Millionen Zivilver-
fahren liegen unerledigt in den
Amtsstuben der Gerichte. 2009 be-
trug die Dauer erstinstanzlicher
Verfahren im Schnitt zwei Jahre
und sieben Monate. In Berufungs-
verfahren waren es gar über vier
Jahre.

Zwar gibt es in Italien seit 2001 ei-
nen Staatshaftungsanspruch wegen
überlanger Prozessdauer. Doch das
belastet die Gerichte nun zusätz-
lich: 40000 Klagen wegen überlan-
ger Verfahrensdauer sind seither an-
hängig gemacht worden. Im aktuel-
len Weltbank-Report „Doing Busi-
ness 2012“ liegt Deutschland bei
der gerichtlichen Durchsetzung ver-
traglicher Forderungen auf Platz
acht, Italien auf Platz 158.

Beteiligungsverbot. Nur Anwälte
können Gesellschafter in einer
Kanzlei werden – und auch das nur
dann, wenn sie darin ihrem Beruf
nachgehen. Daneben ist es ihnen er-
laubt, mit bestimmten Berufsgrup-
pen eine Sozietät zu gründen, da-
runter Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer oder Patentanwälte. Eine Ge-
sellschafterkombination aus Anwäl-
ten und Ärzten oder Architekten ist
aber verboten. Undenkbar wäre es,
dass ein branchenfremder Investor
Eigentümer einer Kanzlei würde
und Anwälte als Angestellte das
Rechtsgeschäft betrieben.

Die Konsequenz: Sollten briti-
sche Kanzleien mit Fremdbesitz-
struktur Niederlassungen in
Deutschland eröffnen, müssen sie
damit rechnen, dass ihnen die
Rechtsanwaltskam-
mer die Rechtsbe-
ratung untersagt.
Der Freiburger Ver-
fassungsrechtler
Michael Kleine-Co-
sack hält das für un-
vereinbar mit der
europäischen
Dienst- und Nieder-
lassungsfreiheit.
Nur zwingende
Gründe des Allgemeinwohls recht-
fertigten entsprechende gesell-
schaftsrechtliche Restriktionen. So
habe sich bei Ärzten gezeigt, dass
branchenfremde Gesellschafter
von Kliniken und Krankenhäusern
keinen Einfluss auf ihre Berufsaus-
übung nehmen würden, schreibt
Kleine-Cosack in einem Fachbei-
trag. Trotz strikter Handhabe – der
Trend zur Lockerung des Fremdbe-
sitzverbots ist auch in Deutschland
unverkennbar. Großbritannien gilt
als weltweiter Trendsetter im
Rechtsdienstleistungsmarkt.

Noch sind aber selbst Teilhaber
internationaler Großkanzleien wie
Neil George Weiand von Allen &
Overy skeptisch, wenn es um die
Aufnahme von Gesellschaftern aus
fremden Branchen geht: „Als An-
wälte müssen wir ein Mandat nie-
derlegen können, wenn es mit dem
Berufsrecht oder ethischen Stan-
dards kollidieren würde. Diese Un-
abhängigkeit wäre gefährdet, wenn
die Gesellschaftsanteile der Kanzlei
in fremder Hand lägen.“

Weiand bezweifelt auch, ob das
Modell fremdbesetzter Kanzleien
überhaupt praktikabel wäre. „Das
fängt beim Einwerben eines Inves-
tors an: Verfasst die Sozietät einen
Prospekt oder einen Geschäftsbe-
richt, muss sie Details über Man-
date preisgeben. Damit verstößt sie
gegen die Verschwiegenheits-
pflicht.“ Und Firmen, die sich in
eine Kanzlei einkaufen, um preis-
werter an Rechtsrat zu kommen,
müssten an gesetzliche Ausschüt-
tungsrestriktionen und verdeckte
Gewinnausschüttungen denken.

In Großbritannien müssen Kanz-
leien, die sich in neuer Gesell-
schaftskonstellation zusammen-
schließen wollen, eine Lizenz bean-
tragen, die turnusmäßig neu erteilt
wird. Die Solicitors Regulation Aut-

hority (SRA) unter-
zieht dann den
nichtanwaltlichen
Kapitalgeber ei-
nem „fit and pro-
per test“. Zusätz-
lich muss das Un-
ternehmen je ei-
nen Compliance
Officer für Finan-
zen und Verwal-
tung sowie für die

Anwaltspraxis benennen.
Das alles schreckt britische An-

wälte nicht ab. Bei der SRA sind
schon knapp 150 Lizenzanträge ein-
gegangen. Erfahrung mit berufs-
fremder Kapitalbeteiligung haben
vor allem australische Anwälte. In
einigen Bundesstaaten sind mehr
als 20 Prozent aller Sozietäten als In-
corporated Legal Practices organi-
siert. Der Staat will damit die Expan-
sion australischer Kanzleien in an-
dere Rechtsordnungen erleichtern.
Im Jahr 2007 ging in Sydney mit Sla-
ter & Gordon die erste Kanzlei welt-
weit an die Börse.

Mittlerweile geht die Anwalts-
kette auch in Großbritannien mit
dem eingeworbenen Fremdkapital
auf Einkaufstour. Für rund 50 Mil-
lionen Pfund übernehmen die Aust-
ralier die 80 Jahre alte Kanzlei Rus-
sell Jones & Walker, die in Großbri-
tannien in zehn Büros mehr als 400
Mitarbeiter beschäftigt. Das Ma-
nagement bleibt für weitere drei
Jahre an Bord und erhält dafür ein
Aktienpaket von Slater & Gordon.

drohen harte Strafen
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Handelsblatt: Deutsche Wirtschafts-
anwälte befürchten Wettbewerbs-
nachteile, wenn britische Kanz-
leien branchenfremde Investoren
bekommen. Zu Recht?
Axel Filges: Nein. Zurzeit können
Alternative Business Structures
(ABS), also Kanzleien mit Fremdbe-
teiligung, nur in England und Wales
auftreten. Mit Ausnahme Italiens
und Australiens sind ABS in der gan-
zen Welt nicht zur Anwaltstätigkeit
zugelassen. Insofern ist die Rech-
nung der britischen Regierung, die
Wettbewerbsfähigkeit der briti-
schen Solicitors und Barristers
durch ABS zu stärken, bisher nicht
aufgegangen. Im Übrigen bedeutet
finanzielle Stärke nicht zwingend
auch einen Wettbewerbsvorteil. Im
Gegenteil.

Handelsblatt: Wie meinen Sie das?
Filges: Wer in eine Kanzlei inves-
tiert, möchte auch bei Entscheidun-
gen mitreden. Ob diese immer im
Interesse des Mandanten und des
Anwalts ausfallen, ist fraglich. Für
den Mandanten spielt bei der Wahl
des Anwalts nicht die finanzielle
Ausstattung einer Kanzlei eine ent-
scheidende Rolle, sondern die Qua-
lität der Beratung.

Handelsblatt: Aber deutschen Kanz-
leien ist es bei der Expansion zum

Beispiel nach London verboten, bei
Branchenfremden Kapital gegen Ge-
sellschaftsanteile einzusammeln.
Filges: Ja. ABS sind nach deut-
schem Berufsrecht unzulässig. Hin-
tergrund dieser Regelungen ist die
völlige Unabhängigkeit des Rechts-
anwalts von mandatsfernen Einflüs-
sen. Bei einem externen Geldgeber
ist zu befürchten, dass dieser von fi-
nanziellen Erwägungen geleitet
wird. Damit ist die Unabhängigkeit
des Rechtsanwalts gefährdet.

Handelsblatt: Werden die Rechtsan-
waltskammern ausländischen Kanz-
leien in Fremdbesitz ein Berufsver-
bot in Deutschland erteilen?
Filges: Ja. Die Hauptversammlung
der BRAK beobachtet schon lange
die Entwicklungen in England und
Wales. Das Verbot der ABS für An-
wälte, die in Kanzleien in Fremdbe-
sitz arbeiten, ist geltendes Recht in
Deutschland. Deswegen können
die Kammern gar nicht anders han-
deln.

Handelsblatt: Haben die deutschen
Kammern überhaupt den Durchblick,
wer in Großbritannien an welchen
Kanzleien finanziell beteiligt ist?
Filges: Das ist in der Tat nicht ein-
fach, aber die BRAK beobachtet
den britischen Markt sehr genau
und informiert die Kammern.

Handelsblatt: Warum ist die Mehr-
heit der deutschen Anwälte so vehe-
ment gegen die Aufnahme von Ge-
sellschaftern aus anwaltsfernen Be-
rufen?
Filges: Das ist so nicht richtig.
Deutschland war lange das einzige
Land, in dem sich ein Rechtsanwalt
mit anderen Berufen zusammen-
schließen konnte. Beteiligt sich je-
doch ein Berufsfremder an einer
Anwaltsgesellschaft finanziell, so
tut er dies, weil er sich einen finan-
ziellen Gewinn davon verspricht.
Damit ist die Unabhängigkeit des
Anwalts kompromittiert. Denken
Sie nur: Ein Rechtsanwalt be-
schließt in einem Mandat, dass eine
Handlung rechtlich erforderlich ist,
die aus unternehmerischer Sicht
nicht gewinnbringend ist. Schon
entsteht ein Konflikt in der Gesell-
schaft, der die Unabhängigkeit des
Anwalts gefährdet.

Handelsblatt: Könnte man Bran-
chenfremden nicht Minderheitsan-
teile einräumen?
Filges: Nach geltender Rechtslage
ist das nicht möglich. Es ist auch
schwer festzustellen, ab welcher Be-
teiligungsquote die Unabhängigkeit
des Rechtsanwalts kompromittiert
wird.

1 100
Niederlassungen hat der
BuchhändlerWH Smith,
der in seinen Läden nach
und nach „Legal Access
Points“ aufbauen will.
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Axel C. Filges: Präsident der BRAK.

Axel C. Filges: „DieUnabhängigkeit
desAnwaltswirdgefährdet“
Axel C. Filges, Präsident
der Bundesrechtsanwalts-
kammer, sprach mit Mar-
cus Creutz über Investoren
im Anwaltsgeschäft.


